
Satzung über die Erhebung von Kostenbeiträgen in der Kindertagespflege im 
Landkreis Böblingen 
 
 
Aufgrund von § 3 der Landkreisordnung für Baden-Württemberg (LKrO) in der Fas-
sung vom 19.06.1987 (GBl. S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.05.2020 
(GBl. S. 259, 260), sowie von § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch – Achtes Buch (SGB 
VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30.11.2019 (BGBl. I S. 1948), hat der Kreistag am 27. 
Juli 2020 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
§ 1 Satzungszweck 
 
(1) Die Kindertagespflege ist eine Leistung der öffentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst 
die Vermittlung zu einer geeigneten Tagespflegeperson, deren fachliche Beratung, 
Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer laufenden Geld-
leistung an die Tagespflegeperson. 
Nach § 90 SGB VIII können für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung 
von Kindern in Kindertagespflege nach den Vorschriften des SGB VIII Kostenbeiträ-
ge festgesetzt werden. Diese sind zu staffeln.  
Da nähere bundes- oder landesgesetzliche Regelungen zur Staffelung der Kosten-
beiträge fehlen, ist eine Regelung durch kommunale Satzung erforderlich. 
 
 
§ 2 Kostenbeitragspflicht 
 
(1) Für unter 3-jährige Kinder hat der Landkreis Böblingen die Durchführung der Kin-
dertagespflege im Rahmen des Modells TAKKI an die Städte und Gemeinden des 
Landkreises delegiert. Hierfür erheben diese Kostenbeiträge nach ihren örtlichen 
Satzungen. 
 
(2) Für die Kindertagespflege von über 3-jährigen Kindern wird von den Kostenbei-
tragspflichtigen ein öffentlich-rechtlicher Beitrag in pauschalierter Form entsprechend 
dieser Satzung erhoben. 
 
 
§ 3 Kostenbeitragspflichtige 
 
(1) Kostenbeitragspflichtig sind 

a) das Kind und 
b) die Eltern des Kindes oder anstelle der Eltern sonstige Personensorgeberech-

tigte, sofern diese mit dem Kind in einer häuslichen Gemeinschaft leben. 
 

(2) Lebt das Kind nachweislich nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an 
die Stelle der Eltern. Hält sich das Kind im Wechsel bei beiden Elternteilen auf, blei-
ben beide kostenbeitragspflichtig. 
 
(3) Mehrere Kostenbeitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 



§ 4 Höhe und Bemessung des Kostenbeitrags, Kostenbeitragstabellen 
 
(1) Die Bemessung des monatlichen Kostenbeitrags für die Inanspruchnahme der 
Kindertagespflege ist abhängig  

 von der Höhe des anrechenbaren Einkommens, 

 der Anzahl der im Haushalt lebenden Kinder, für die ein Anspruch auf Kinder-
geld besteht oder für die anstelle des Kindergeldes ein Kinderfreibetrag nach 
dem Einkommenssteuergesetz gewährt wird und  

 der täglichen Betreuungszeit.  
Eine Kindertagespflege unter 5 Stunden je Woche erfüllt nicht die Voraussetzungen 
des Förderauftrags des SGB VIII. 
 
(2) Betreuungszeit ist die Zeit, in der das Kind von der Tagespflegeperson betreut 
wird und die Voraussetzungen der Förderung gemäß §§ 23 und 24 SGB VIII gege-
ben sind. 
 
(3) Die jeweilige Höhe des Kostenbeitrags ergibt sich aus der beigefügten Kostenbei-
tragstabelle. 
 
(4) Die Kostenbeitragspflichtigen haben ihr Einkommen entsprechend zu belegen. 
Solange die Eltern eine Einkommensprüfung nicht wünschen oder trotz Aufforderung 
nach Fristgewährung die erforderlichen Nachweise zur Einkommensermittlung nach 
§ 5 dieser Satzung nicht oder nicht vollständig vorlegen, erfolgt die Festlegung des 
Kostenbeitrages für die gewählte Betreuungszeit nach der höchsten Einkommensstu-
fe. Sobald alle zur Berechnung des Einkommens erforderlichen Unterlagen beim Amt 
für Jugend eingegangen sind, erfolgt eine Neufestsetzung des Kostenbeitrags rück-
wirkend zum Beginn des laufenden Monats. 
 
(5) Zuweisungen des Landes werden beim Kostenbeitrag berücksichtigt. 
 
(6) Der Kostenbeitrag darf die tatsächlichen Aufwendungen nicht übersteigen. 
 
 
§ 5 Einkommen 
 
(1) Anrechenbares Einkommen ist das monatliche Gesamteinkommen nach Abset-
zung der auf das Einkommen gezahlten Steuern und von Pflichtbeiträgen zur Sozial-
versicherung bzw. analoger Basisversicherung (Netto-Gesamteinkommen) aller kos-
tenbeitragspflichtigen Personen zuzüglich des Einkommens aller kindergeldberech-
tigten Kinder, die mit dem zu betreuenden Kind in einer häuslichen Gemeinschaft 
leben. 
 
(2) Als Einkommen der kostenbeitragspflichtigen Personen werden alle Einnahmen in 
Geld oder Geldeswert für das kostenbeitragspflichtige Kind berücksichtigt.  
 
Ein Ausgleich mit negativem Einkommen aus anderen Einkommensarten oder mit 
negativem Einkommen anderer Haushaltsangehöriger ist nicht zulässig. 
 
(3) Ab der dritten haushaltsangehörigen Person wird bei der Ermittlung des anre-
chenbaren Einkommens ein Freibetrag in Abzug gebracht, der sich am steuerlichen 
Grundfreibetrag für Kinder orientiert. 



 
(4) Maßgebend ist in der Regel das durchschnittliche Monatseinkommen, das die 
kostenbeitragspflichtige Person in dem Jahr vor Beginn des jeweiligen Bewilligungs-
zeitraums der Leistungen nach §§ 23 und 24 SGB VIII erzielt hat. Abweichend davon 
kann das durchschnittlich zu erwartende Einkommen zugrunde gelegt werden, wenn 
es erheblich höher oder niedriger ist als das durchschnittliche Monatseinkommen der 
letzten zwölf Monate vor Beginn des Bewilligungszeitraums.  
 
(5) Vorrangige Leistungen Dritter sind zu beantragen und in voller Höhe unabhängig 
von einem Kostenbeitrag einzusetzen. 
 
 
§ 6 Geschwisterermäßigung 
 
Werden mehrere Kinder einer Familie, die nicht nur vorübergehend im Haushalt des 
oder der Kostenbeitragspflichtigen leben, gleichzeitig in Kindertagespflege betreut, 
ermäßigt sich der Kostenbeitrag je Kind wie folgt: 
- bei 2 Kindern auf 75 % 
- bei 3 Kindern auf 50 % 
- bei 4 Kindern auf 37,5 %  
- bei 5 Kindern auf 30 % 
des jeweiligen Kostenbeitrags nach der Kostenbeitragstabelle. Bei mehr als 5 gleich-
zeitig betreuten Kindern betragen die addierten Prozentzahlen aller Kinder insgesamt 
150 % der jeweiligen Tabellenbeträge. 
 
 
§ 7 Beginn, Ende und Dauer der Kostenbeitragspflicht 
 
(1) Die Kostenbeitragspflicht beginnt mit dem ersten und endet mit dem letzten Be-
treuungstag. Beginnt oder endet die Betreuung in Tagespflege währen eines laufen-
den Monats, so wird der Kostenbeitrag für Kalendertage berechnet. Grundlage zur 
Berechnung des anteiligen Kostenbeitrags sind 30 Tage für jeden Monat. 
 
(2) Abweichend von Absatz 1 beginnt die Kostenbeitragspflicht bei einem Übergang 
aus TAKKI bei Vollendung des dritten Lebensjahres am Ersten des Monats nach 
Vollendung des dritten Lebensjahres, sofern die abgebende Kommune ihren Kosten-
beitrag noch bis zum Ende des Monats erhoben hat. 
 
(3) Die Kostenbeitragspflicht entfällt nicht bei vorübergehender Abwesenheit des 
Kindes oder bei Urlaubs- und Krankheitszeiten der Tagespflegeperson, sofern der 
Jugendhilfeträger in dieser Zeit finanzielle Aufwendungen hat. § 4 Abs. 6 gilt ent-
sprechend. 
 
 
§ 8 Festsetzung, Fälligkeit des Kostenbeitrags 
 
(1) Die Festsetzung des Kostenbeitrages erfolgt durch öffentlich-rechtlichen Kosten-
beitragsbescheid. 
 
(2) Der laufende monatliche Kostenbeitrag ist zum 5. des jeweiligen Monats zur Zah-
lung fällig. 



 
(3) Bei wesentlichen Änderungen der persönlichen Verhältnisse kann 
- auf Antrag des Leistungsberechtigten 
- auf eigene Veranlassung des Landkreises 
eine Neufestsetzung erfolgen. Als wesentlich in diesem Sinne sind insbesondere 
Veränderungen des Einkommens und/oder der Familienverhältnisse anzusehen, die 
bei der Heranziehung zu einer anderen Kostenbeitragsstufe führen. 
 
 
§ 9 Erlass / Ermäßigung des Kostenbeitrags 
 
(1) Ein nach dieser Satzung festgesetzter Kostenbeitrag kann auf Antrag ganz oder 
teilweise erlassen werden, wenn die Belastung dem oder den Kostenbeitragspflichti-
gen nachweislich nicht zuzumuten ist. 
 
 
§ 10 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.09.2020 in Kraft. 
 
 
Anlage 
Kostenbeitragstabelle 


